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Ueber das Armenweſen.“) 


Drei wichtige Fragen find es, denen man beſoudere Beachtung 
ſchenken muß, wenn man ſich, ſei es berufsmäßig, ſei es nur aus 
Menſchenliebe, mit dem Armenweſen beſchäftigt. Die Fragen ſind um 
ſo wichtiger, als das Armenweſen und die Folgen der Armuth dem 
Staate und den Gemeinden ſehr beträchtliche Summen koſten. Nicht nur 
die Unterſtützungen an ſich, auch die Verwaltungskoſten und die Straf 
juſtiz ſordern große finanzielle Opſer. Denn ein bedeutendes Contingent 
iſt es, welches die Armen zu der Geſammtzahl der Verbrecher ſtellen; 
wer kein Fremdling in den Gerichtsſälen iſt, wird bald wahrgenommen 
haben, wie viel häufiger Noth, Mangel, Armuth als verdorbener und 
böſer Wille die Triebfedern der ſtrafbaren Handlungen ſind. Man rechne 
nur die Unterſuchungskoſten, Gebühren der Zeugen und Sachverſtändigen 
u. dgl., ferner den Unterhaltungsaufwand der Gefangenen — Alles 
Ausgaben, die der Staat für mittelloſe Beſchuldigte und Verurtheilte 
zahlen muß, und mit Staunen wird man vor der ſich ergebenden Summe 
ſtehen und die im vorigen Jahre begonnene Armenſtatiſtik im deutſchen 
Reiche wird bald eine Ueberſicht geſtatten über die Unterſtützungen, 
die an Arme jährlich gewährt werden. Da werden denn ebenfalls 
Zahlen zum Vorſcheine kommen, die lant ſprechen und mahnen, daß man 
ernſtlich Umſchau halten müſſe nach Mitteln und Wegen, un den ſich 
herausſtellenden Aufwand wenn auch nicht zu verringern, aber doch fo 
zweckentſprechend wie möglich zu verwenden und namentlich jenes Armen— 
contingent zu der Verbrecherzahl nach und nach zu vermindern. Irren 
wir nicht, ſo liegen jene Mittel und Wege weniger in der Geſetzgebung 
als in der Handhabung des Armenweſens, wobei es hauptſächlich auf 


die drei Fragen ankommen dürfte: Wer iſt arm? Wie ermittelt 


man die Armen? Wie kann man der Armuth vorbeugen? 
Nicht in dem dehnbaren und von ſubjectiver Auffaſſung abhängigen 
Sinne brauchen wir das Würtchen „arm“, ſondern in dem feſtbegrenzten 
der Unterſtützungsbedürftigkeit und Unterſtützungsberechtigung, mit welcher 
zugleich die Pflicht der Gemeinde, bez. des Staates beginnt, Hilfe 
zu leiſten. Gewöhnlich ſind die in den betreffenden Etats für das Armen⸗ 


) Aus der „Deutſchen Gemeinde⸗Zeitung“. 


weſen eingeſtellten Summen verhältuißmäßig die kleinſten, die dort figuriren, 
und die Folge iſt, daß man, um die Etats nicht gar zu ſehr zu über— 
ſchreiten — denn eingehalten werden ſie nie — die Worte „arm“ und 
„unterſtützungsbedürftig“ gar eng iuterpretirt. Beſonders hiedurch ver— 
anlaßt haben ſich aller Orten Vereine für Armenunterſtützung gebildet, 
die ihrerſeits aber auch wieder der Aufgabe, jene feſten Grenzen zu 
ſuchen, ſich nicht wohl entziehen können, wenn auch der Geſichtspunkt 


von Recht und Pflicht bei ihnen wegfällt. Deswegen gerathen ſie nicht 


ſelten auf den Irrweg, nach der Würdigkeit zu fragen. Wer ſich der 


Noth ſeiner Mitmenſchen annehmen will, muß aber darauf verzichten, 


ihr Richter fein zu wollen. 

Im Staate hat jeder Bürger ein Recht auf wirthſchaftliche Exiſtenz. 
Wo die Arbeit die einzige Bedingung derſelben iſt, ſteht dieſem Rechte 
die Pflicht zur Arbeit gegenüber. Wer dieſe Pflicht entweder gar nicht 
erfüllen und wer durch feine Arbeit nicht genung erwerben kann, um 
ſeine und bez. der Seinigen Exiſtenz zu ſichern und ſeinen wirth— 
ſchaftlichen Verbindlichkeiten nachzukommen, der iſt arm. Wenn ein Ein— 
zelner oder ein Familienvater durch tägliche Arbeit ſich und die Seinigen, 
wenn auch kärglich, unterhält, aber nach der Lage der Arbeits- und 
Lohnverhältuiſſe, wie ſie leider zur Zeit einmal ſind, eben nur ſo viel ver 
dienen kaun, als er täglich braucht, ſo iſt er noch nicht arm. Aber 
wenn er es heute noch nicht iſt, ſo kann er es morgen ſein, denn der 
Möglichkeiten, daß die Arbeit plötzlich aufhört, gibt es nur zu viele, 
und er bleibt arm, bis er wieder arbeiten kann und ſich durch den 
neuen Verdienſt wirthſchaftlich erholt hat. Der Arbeits loſe iſt alſo 
immer arm. Ferner gehört zu den Armen die beiweitem größere An— 
zahl Derjenigen, welche zwar arbeiten können, aber durch Lebensſchickſale 
Laſten zu tragen haben, für welche der Ertrag der Arbeit nicht aus— 
reicht. Auch Diejenigen müſſen zu den Armen gerechnet werden, welche 
die erlernte und ihren Fähigkeiten und perſönlichen Verhältniſſen ent— 
ſprechende Arbeit zu verrichten keine Gelegenheit haben, fo lange fie 
nicht auf einem anderen Arbeitsfelde heimiſch geworden ſind. Wer in 
dieſem Sinne arm, alſo exiſtenzlos iſt, der hat ein Recht auf die Unter⸗ 
ſtützung des Staates oder der Gemeinde, beſtehe fie nun in Arbeits— 
zuweiſung oder in der Darreichung der nöthigen Gaben. Mildthätig iſt 
der Einzelne oder der Privatverein; ein Recht auf deren Almoſen gibt 
es nicht. Unterſtützung ans öffentlichen Mitteln iſt Pflichterfüllung. Sie 
tritt au die Stelle des dem Einzelnen unmöglichen Erwerbs zur 
Sicherung feiner Exiſtenz. Wo fen Können und Vermögen zu Ende 
geht, da muß das Können und Vermögen der Genteinde und des Staates 
Erſatz ſchaffen. So verlangt es unſere ſittliche Rechtsordnung. Die Rechts⸗ 
baſis der Socialpolitik, die unſerer modernen Geſetzgebung ihre Richtung 
dorzeichnet, liegt denn auch in nichts Anderem, als in dem Grundſatze 
der Exiſtenzberechtigung des Individuums. 

Wenn nun der Arme ein Recht auf Unterſtützung hat, wozu bedarf 
es daun der Erwägung, wie man die Armen ermitteln könne? Wer 
öffentlich Unterſtützung beanſpruchen zu müſſen glaubt, meldet ſich ja! 
Ob jem Anſpruch begründet, ob er wirklich ein Armer iſt, kann doch 
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leicht feſtgeſtellt werden! Das trifft allerdings für viele Fälle zu. Wir 
meinen aber, daß es nicht wohlgethan iſt, dieſe Meldungen abzuwarten 
und für die Armuth erſt thätig zu werden, wenn Hilfe verlangt wird, 
denn auf dieſem Wege wird es nie gelingen, ihr zu ſteuern und noch 
weniger, ihr vorzubeugen. So dürften denn die beiden Fragen über Er- 
mittlung der Armen und über die Möglichkeit, der Armuth vorzubeugen, 
ganz eng zuſammeuhängen. Sehen wir uns die Claſſe der Geſellſchaft, 
welcher wir hier unſere Aufmerkſamkeit zuwenden müſſen, etwas näher 
an, jo begegnen wir den denkbar verſchiedenſten und ſich geradezu wider: 
ſprechenden Elementen. Während die Einen, aus glücklicheren Verhält— 
niſſeu durch Schuld oder Unglück herausgeſtoßen, die Armuth mit den 
bitterſten Seelenſchmerzen tragen und täglich mit der Verzweiflung 
kämpfend für die Erfüllung ihrer höheren Lebensaufgaben keine Kräfte 
mehr übrig behalten, find die Anderen ſeit ihrer Kindheit an das Ent- 
behren gewöhnt und der Groll, deu dasſelbe in der Menſchenſeele ſo 
leicht erzeugt, findet bei ihnen keine Nahrung mehr; meiſt kämpfen ſie 
den Kampf um's Daſein in ſtumpfer Ergebenheit, ſeltener erheben ſie 
ſich zu edler Reſignation, die aber noch empfänglich bleibt für die ſpär⸗ 
lich auf ihren Lebeuspfad fallenden erfriſchenden Strahlen und ſehr 
ſelten ſtehen ſie auf der Höhe der Anſchauung, die von der Erbärmlich— 
keit des Erdenlebens mit froher Hoffnung den Blick zu einer beſſeren 
Zukunft erhebt und ſei es auch nur die Zukunft des Jenſeits. Die 
Einen liegen entweder in ſtetem Kampfe mit ihren Mitmenſchen und 
pochen auf ihr Recht, daß auch ihnen die Natur an ihrer Wiege Freuden 
zugeſchworen; fie treten dem Staate oder den Gemeinden mit dieſem 
Anſpruche laut und rückhaltlos gegenüber und ziehen die Grenzen ihres 
Rechts äußerſt weit. Die Anderen liegen unter dem Banne des Scham⸗ 
gefühls, welches fie die wahre Geſtalt ihrer Verhältniſſe ſcheu vor dem 
Auge der Mitmenſcheu verbergen heißt, fie huldigen dem Scheine und 
ſuchen ihn ängſtlich zu wahren und ſteigern ihr Leiden an Leib und 
Seele bis zur Unerträglichkeit und bis zum letzten Gewaltſchritte gegen 
ihr Leben. Während wieder Andere, mit geiſtiger Bildung ausgeſtattet, 
ohne Verſtändniß der ihnen gebotenen knappeſten Einrichtung in geiſtiger 
Beſchäftigung ſich aufreiben, für deren Verwerthung ſie keinen Markt 
finden, ſucht die größte Mehrzahl, jeder geiſtigen Bildung bar, in 
maſchinenähnlicher Handarbeit ihr Daſein zu friſten und unter all dieſen 
verſchiedenen Schichten der Armen finden wir die Einen durchdrungen 
vom Sinne für Recht und von der Achtung vor den Rechten ihrer Mit- 
menſchen, ſo daß ſie lieber ſterben, als wiſſentlich ſich durch ein Unrecht 
ihre Lage erleichtern wollen, die Anderen, gleichgiltig gegen gött⸗ 
liches und weltliches Geſetz, dem Triebe der Noth gehorchend, dem Ver⸗ 
brechen ergeben, das ſie im Herzen verabſcheuen, beklagen, berenen, aber 
im Hinblicke auf ihre und der Ihrigen Noth, der ſie nicht, wie Jene, 
mit Gewalt ein Ende machen wollen, bald zu entſchuldigen, zu beſchö— 
nigen, ſelbſt zu rechtfertigen ſich gewöhnen. Beiweitem die größte Zahl 
dieſer Unglücklichen gehört der ſogenannten arbeitenden Claſſe und 
namentlich derjenigen der Fabriksarbeiter an. Sie erfüllen ihre Arbeits⸗ 
pflicht, die ihre Exiſtenzbedingung iſt, aber wie verhält ſich der Ertrag 
dieſer Pflichterfüllung zu ihrer Exiſtenzberechtigung? Sie erfüllen auch 
ihre Verpflichtung gegen Gemeinde, Staat und Vaterland, ſie bluten 
auf dem Schlachtfelde, ſie ſind alſo thätige und wirkende Glieder am 
großen Körper des Staates, aber ſeine ernährende und belebende Kraft 
durchdringt ſie nicht und das Einzige, was ſie beſitzen, ihre Arbeit, 
ſchützt und ehrt er nicht genügend. 

Das iſt fo ungefähr das Charakter- und Lebensbild der Armen. Von 
den Meiſten wird man nicht erwarten, daß ſie ihre Noth vor der zu— 
ſtändigen Behörde vortragen und Schutz ihres Rechts fordern; es fehlt 
ihnen die geiſtige Regſamkeit, der Muth, das Vertrauen auf Hilfe und die 
Zeit. Oder ſoll die Mutter, die nicht einmal Zeit findet, ihrem Säug⸗ 
linge die Muttermilch zu bieten, Stunden, ſelbſt Tage opfern, um viel⸗ 
leicht recht weite Wege zu den betreffenden Bureaux oder auch nur zum 
„Herrn Pfarrer“ oder einem anderen Mitgliede des Armenpflegſchafts⸗ 
rathes zurückzulegen und den Verdienſt dieſer geopferten Zeit verlieren? 
Man muß mit dieſen Menſchen verkehrt haben — dann wird man ſich 
überzeugen, daß nur der kleinſte Theil derſelben einen Schritt zu thun 
ſich entſchließt, um ſein Recht zu ſuchen. 

Daß unſere Urmenpflege bureaumäßig betrieben wird, daß fie 
ſich darauf beſchrankt, „einlaufende Anträge zu beſcheiden“ darin 
liegt der Grund, warum ſie nie den Verhältniſſen genügt hat und heute 
bei der geſteigerten Noth weniger genügt wie je. Sie muß vielmehr 
durch ein neu einzurichtendes, oder aus ſchon vorhandenen Kräften neu 


zuſammenzuſetzendes Organ ſich von Amtswegen die genaueſte Kenntuiß 
der in ihrem Kreiſe vorhandenen Armen und ihrer Verhältuiſſe verſchaffen 
und ebenſo, wie im Staatshaushalte Einnahme und Ausgabe im Voraus 
auf eine gewiſſe Periode etatiſirt werden, einen überſichtlichen Voran— 
ſchlag entwerfen über die (ohne Antrag) zu leiſtenden Unterſtützungen. 
Dieſe, alſo die Rechte kennen zu lernen, denen ſie Rechnung zu tragen 
verbunden iſt, muß ihre erſte Aufgabe fein. Ebenſo wie der Finanz 
miniſter die Ausgaben zuſammenſtellen läßt, für welche er die Einnahmen 
ſchaffen muß, hat die Armenpflege Sorge zu tragen, daß ſie erſt ihre 
Ausgaben kennen lerne und dann in deu Beſitz der Mittel gelange, 
um ihren Verpflichtungen den Armen gegenüber nachzukommen; nicht 
aber, wie es zu geſchehen pflegt, ihre Verpflichtungen nach den her— 
kömmlichen vorhandenen Mitteln abzuſchwächen und unerfüllt zu laſſen, 
wenn jene bereits verausgabt ſind. 

Wenn die Aerzte als wiſſenſchaftliche Corporation ihre Stimme 
erheben, um für Zuſtände Abhilfe zu fordern, die dem einfachſten Rechte 
der Staatsbürger Hohn ſprechen, ſo verlangen ſie zwar geſetzliche 
Maßregeln zum Schutze der Arbeiter gegen den Druck der Unternehmer 
und überhaupt des Capitals, welches auf dem Weltmarkte Coucurrenz 


halber ſo billig wie möglich produciren will. So lange aber dieſer 


Schutz fehlt, fallen Alle, die desſelben noch entbehren müſſen, unter den 
Begriff der Armen. Arm ſind ſie eben, weil ſie das Geſetz nicht ſchützt 
und da ein Blick auf die Geneſis der ſocialpolitiſchen Geſetzgebung lehrt, 
wie lange es dauert, bis Worte zu Thaten werden, ſo bleiben ſie arm, 
bis ihnen der geſetzliche Schutz geworden fein wird und nur die 
Armenpflege kann helfend einſchreiten. 

Wenn die Armenpflege ſich damit befaßt, die Armen aufzuſuchen, 
ſo hat ſie ſchon den erſten Schritt gethan, der Armuth vorzubeugen. Sie 
wird auf dieſem Wege des Suchens ſich den Einblick in wirthſchaftliche 
Familienverhältuiſſe verſchaffen, wo die Armuth drohend vor der Thür 
ſteht und wird durch rechtzeitiges Eingreifen das Uebel abwenden können. 
Das vorhin gezeichnete Charakterbild der Armen trifft auch für Die— 
jenigen zu, denen die Armuth erſt bevorſteht, und eine auf Menſchen— 
kenntniß beruhende Behandlung derſelben führt oft glücklich zum Ziele. 
Denn hier beruht Alles auf der Stellung, in welche wir als Menſchen 
zu ihnen treten und bei welcher jeder Schein bureaukratiſchen Eiufluſſes 
ſchwinden muß. Darum iſt es von der größten Wichtigkeit, daß die 
Verwaltungsbehörden zu den mit der Armenpflege zu betrauenden Per 
ſonen die geeiguetſten Kräfte auswählen. Es mag phantaſtiſch klingen, 
überhaupt nur davon zu reden, daß und wie man der Armuth vor⸗ 
beugen könne; der ſocialiſtiſche Zukunftsſtaat verfolgt dasſelbe und noch 
höhere Ziele und ſeine Vertheidiger und Vorkämpfer müſſen den Vor 
wurf der Phautaſterei oft genug hören. Wir gehören nicht zu Letzteren 
und wollen vor der Hand nicht daran denken, daß durch Staatsver- 
faſſungsexperimente jener beſſere Zuſtand erreicht werden könne. Wir 
halten dies vielmehr für eine Aufgabe der Menſchheit überhaupt und 
glauben, daß Verwaltungsbeamte, welche mit ihrem hohen Beruſe nicht 
am grünen Tiſche ſitzen bleiben, ſondern mitten in's Lebeu hineintreten, 
unendlich viel dafür thun können, daß der Sinn für Verhütung der 
Armuth in deu weiteſten Kreiſen Wurzel ſchlägt, um ſo mehr, als in 
ſehr vielen Fällen gar keine Opfer dazu nöthig find. Ein kleines Bei⸗ 
ſpiel aus dem Leben: „Es kommt ein junger Menſch in's Haus und 
klopft an mit der Bitte um eine kleine Gabe, da er keine Arbeit habe, 
d. h. zu deutſch: er bettelt. Unter Tauſenden hätten ihn die Einen ab: 
gewieſen, die Anderen einen Pfennig oder ein Stück Brot gereicht. Der 
Fall, den wir hier mittheilen wollen, lag aber anders. Die Hausfrau 
wies den Burſchen weder ab, noch gab ſie ihm einen Pfennig, ſondern 
fragte ih, ob er schon bei N. geweſen und Arbeit geſucht habe? Aut⸗ 
wort: Ich bin hier noch fremd und kenne jenes Geſchäft nicht. Die 
Frau gab ihm ihre Karte mit der Adreſſe des Geſchäfts. Der Burſche 
gab ſie dort ab und trat daſelbſt in derſelben Stunde in Arbeit. Die 
Hausfrau kaufte viel in dem Geſchäfte und deſſen Chef war mit ihr 
geſinnungsverwandt. Solche und ähnliche Fälle kommen millionenweiſe 
vor und wenn ſie alle ſo und ähnlich behandelt würden, wie ſoeben 
erzählt worden, jo wäre doch wohl anzunehmen, daß recht Erhebliches 
geſchähe, um der Armuth vorzubeugen, und zwar ohne Opfer und ohne 
bureaumäßigem Geſchäftsverkehre. 


Mittheilungen aus der Praxis. 
a) Streitigkeiten, betreffend die Ausübung des Fiſchereirechtes, 
gehoren nicht vor die politiſchen Behörden, ſondern vor die Gerichte. 
— b) Durch die Verpachtung der Fiſcherei in einem öffentlichen 
Gewäſſer an und für ſich wird eine Störung im Beſttze dieſes 
Rechtes nicht begangen. 

Die Klage der Verlaſſenſchaft nach Georg P., Eigenthümer des 
Großgrundbeſitzes S., wider die Gemeinde L., vertreten durch deren 
Gemeindevorſtand W. J., auf das Erkenntuniß: a) die geklagte Gemeinde 
habe durch die am 23. April 1882 vorgenommene Verpachtung der 
Fiſcherei in dem Fluſſe „die wilde Adler“, inſoweit derſelbe das Gebiet 
der Gemeinde L. durchſtrömt, an die Gemeindeangehbrigen K., S., T. 
und P. die Klagspartei im Beſitze des Fiſchereirechtes geſtört, ſei ſchuldig, 
den Verpachtungsact zu annulliren und jeder weiteren Beſitzſtörung bei 
ſonſtiger Geldſtrafe per 1000 fl. ſich zu enthalten; ferner ſei b) der 
Belangten bis zur rechtskräftigen Eutſcheidung dieſer Streitſache die 
Ausübung der Fiſcherei in dem beſagten Fluſſe für das ganze Gemeinde— 
gebiet bon L. zu unterſagen, wurde auf Grund der durchgeführten 
Beſitzſtörungsverhandlung und Zeugenvernehmung nach Verwerfung der 
von der Belangten erhobenen Incompetenzeinwendung ſeitens der erſten 
Inſtanz kostenpflichtig abgewieſen aus folgenden Gründen (letztere werden 
nur, inſoweit ſie die Incompetenzeinwendung und die Verpachtung an und 
für ſich als Störungsact betreffen, im Weſentlichen angeführt); 

Die Einwendung der Belangten, daß dieſe Streitſache nicht die 
Gerichte, ſondern die politiſchen Behörden zu verhandeln und zu entſcheiden 
haben, wird auf den § 75 des Waſſergeſetzes vom 28. Auguſt 1870, 
Landesgeſetzblatt für Böhmen Nr. 71, geſtützt, wonach alle Angelegenheiten, 
betreffend die Benützung der Gewäſſer, in den Wirkungskreis der politiſchen 
Behörden gehören. Allein dieſe Geſetzesſtelle hat vorliegend aus zweifachem 
Grunde nicht ſtatt: 1. In den SS 7 bis 30 des eitirten Geſetzes, welches 
eingehend von der Benützung der Gewäſſer handelt, wird nicht mit 
Einem Worte davon erwähnt, der Geſetzgeber habe die Benützung der 
Gewäſſer im weiteſten Sinne des Wortes im Sinne gehabt und unter 
den Ausdruck „Benützung“ namentlich auch die Nutzung mittelſt Fiſch— 
fanges ſubſumirt. Vielmehr ſind die einſchlägigen Benützungsarten in den 
§§ 15 und 16 eit. taxativ aufgezählt, unter dieſelben insbeſondere auch 
die Gewinnung von Waſſerpflanzen und verſchiedener Mineralien ein- 
gereiht, während vom Fiſchfange nicht einmal eine Erwähnung geſchieht. 
Nimnit man weiters Rückſicht auf die Beſtimmung des $ 30 desſelben 
Geſetzes, kraft deren die Regelung der Benützung der Gewäſſer zur 
Fiſcherei einer beſonderen Art von Vorſchriften, nämlich den Fiſcherei 
ordnungen, vorbehalten iſt, jo kann es wohl nicht einem Zweifel unter— 
liegen, daß die citirte Geſetzesſtelle — § 75 ibul. — im vorliegenden 
Falle unanwendbar erſcheint. 2. Dagegen iſt in $ 3 cit., Alinea 2 wort 
deutlich ſtatuirt, daß die den Beſitz ſchützenden Vorſchriften des allgemeinen 
bürgerlichen Rechtes durch das Waſſergeſetz nicht berührt werden. Da 
nun in dieſer Streitſache es ſich lediglich um den Schutz im Beſitze des 
Fiſchereirechtes, keineswegs jedoch um Zuerkennung dieſes Rechtes ſelbſt 
handelt, jo ergibt ſich aus dem klaren Wortlaute des § 3 cit., daß der 
Geſetzgeber eine Streitſache dieſer Art keineswegs für die Verhandlung 
und Entſcheidung vor den politiſchen Behörden reſervirt wiſſen wollte. 
Der Umſtand aber, daß der Fluß „die wilde Adler“ in dem Verzeichniſſe 
über das öffentliche Gut im Grundbuche der Gemeinde L. eingetragen 
erſcheint und nach dem Geſetze thatſächlich auch ein öffentliches Gewäſſer 
iſt, ſteht der Zuſtändigkeit der Gerichte keineswegs entgegen und iſt nicht 
geeignet, einen Competenzconflict zu erzeugen, weil aus den Klagsbeilagen, 
insbeſondere aus dem Erlaſſe der k. k. Bezirkshauptmannſchaft zu S. 
ddo. 21. April 1882, 3. 4600, und dann aus den Decveten der 
k. k. böhmiſchen Statthalterei vom 16. November 1881, 3. 13.153, 
und vom 1. Auguſt 1882, 3. 42.120, hervorgeht, daß durch die 
Ausübung des bewußten Rechtes öffentliche Jutereſſen nicht berührt 
werden. Hienach war die in Rede ſtehende Incompetenzeinwendung 
zu verwerfen. 

Nachdem ſohin die Erörterung des letzten factiſchen Beſitzſtandes 
im Allgemeinen ventilirt und die Klagsbitte wegen Abgangs des Beweiſes 
hierüber als hinſällig erkannt worden war, wird annoch die Frage in 
Betracht gezogen, ob nicht der Klage wenigſtens theilweiſe, nämlich 
belangend den Mitbeſitz — communio pro indiviso — dann ſtattzu⸗ 
geben wäre, wenn die Verpachtung jenes Rechtes einen Störungsact dar⸗ 
ſtellen würde, welche Frage jedoch verneint wird aus ſolgenden Gründen: 
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Die Verpachtung und ſelbſt die gänzliche Hintangabe des Eigen- 
thums eines Dritten ſeitens eines Unberechtigten iſt jedoch infolange kein 
Störungsact, als ſie die Benützung der betreffenden Sache nicht unmöglich 
macht oder wenigſtens erſchwert. Die thatſächliche Störung tritt erſt ein, 
wenn der Pächter etwas unternimmt, wodurch er den Eigenthümer des 
Rechtes in deſſen Ausübung beeinträchtigt. Dann aber geht die Störung 
nicht vom Verpächter, ſondern vom Pächter aus und da Jener für die 
Handlungsweiſe des Letzteren in der Regel nicht verautwortlich iſt, fo kann 
er auch nicht wegen Beſitzſtörung belangt werden.. Die Klagspartei 
hält zwar deſſenungeachtet die Verpachtung der Fiſcherei an und für ſich 
für eine Beſitzſtbrung, weil es nicht nöthig ſei, daß die Belangte ſelbſt den 
Fiſchfaug betreibe, ſondern es genügt, wenn ſie ſich derart gerirt, als ob ſie 
ſelbſt die Beſitzerin wäre und hiedurch die factiſche Beſitzerin allerdings 
im Beſitze ſtört. Allein die Vorſchrift des 8 339 a. b. G. B. verlangt 
ausdrücklich den eigenmächtigen Eingriff des Störers in die Rechtsſphäre 
des Beſitzers; es kann jedoch inſolange, als die Verpachtung keine materielle 
Wirkung nach ſich zog, von einer Störung im Beſitze keine Rede ſein, 
es liegt vielmehr nur eine etwaige Berühmung vor, welche jedoch blos 
zur Aufforderungsklage berechtigen würde. 10 

Dieſe Entſcheidung erſter Inſtanz wurde mittelſt Decretes des 
k. k. Oberlandesgerichtes Prag vom 29. März 1883, Z. 9326, und 
mittelſt jenes des k. k. oberſten Gerichtshofes vom 13. Juni 1883, 
3. 6577, vollinhaltlich beſtätigt. 


Titeratur. 


Theodor Eglauer, k. k. Finanzeommiſſär: Das öſterreichiſche 
Steuerſtrafrecht. Grundlagen und Reformvorſchläge. Innsbruck 
1886. Wagner'ſche Univerſitäts-Buchhandlung. 

Seit Langem wird darüber geklagt, daß das obgedachte Specialrecht, 
welchem der Verfaſſer eine mehrjährige ſorgſame Pflege zuwendet, unter allen 
rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Disciplinen wie bei uns ſo auch anderswo 
das richtige „Aſchenbrödel“ darſtellt. Unverdienterweiſe muß man zugeben; denn 
die ſtaatlichen Belange, welche da in Betracht kommen, ſtehen an Wichtigkeit für 
die Staatsgeſellſchaft anderen keineswegs nach, auf welche ein viel regeres Augen⸗ 
merk fällt. Nach ausreichenden Erklärungsgründen dieſer vielfach bedauerlichen 
Erſcheinung ſieht man ſich auch vergeblich um, denn ſelbſt der Umſtand, daß das 
Gefällsſtrafrecht aus der Reihe der obligaten Lehr- und Prüfungsgegenſtände an 
unſeren Univerſitäten geſtrichen wurde, entſchuldigt doch nicht die beharrliche 
Vernachläſſigung der Fortbildung, wenn auch nur in der theoretiſchen Richtung 
von Seite Jener, die von Amtswegen mit der Handhabung der bezüglichen 
Specialnormen betraut find, und deren Intereſſe am Gegenſtande gerade darum, weil 
ſie Autodidakten ſein müſſen, ein lebhafteres ſein ſollte. Zudem iſt das Lob, 
welches dem öſterreichiſchen Gefällsſtrafgeſetze gleich nach ſeiner Emanation vor 
einem halben Jahrhunderte auch im Auslande von competenter Seite — wir 
wollen nur Mittermaier citiren — zu Theil wurde, vollauf gerechtfertigt; es 
war für ſeine Zeit ein Muſtercodex, ohne Präcedens in der eigenen und fremden 
Legislation, trotz der Mannigfaltigkeit der Gefälle als ſeines Subſtrates ſyſte⸗ 
matiſch aufgebaut und diente wegen dieſer Vorzüge ſelbſt auswärtigen Codifica⸗ 
tionen wie z. B. dem niederländiſchen gleichen Strafrechte — als Vorbild. 
In dieſer Zeit wurden auch Anſätze zur Commentirung und Bearbeitung einzelner 
Details gemacht, aber es iſt charakteriſtiſch, daß die beiden, ſonſt verdienſtlichen 
Commentare Paumgarten's und Edlauer's Torſos geblieben ſind — jener 
nur zum $ 366, dieſer zum 8 322 reichend — und die ſonſt einſchlägige Lite⸗ 
ratur eine ſehr ſpärliche blieb. Allerdings ſind die leitenden Grundſätze durch die 
ſeitherigen Fortſchritte der Rechtsſorſchung — namentlich auf dem Gebiete des 
allgemeinen Straf- und des Verwaltungsrechtes — bereits überholt, wie? 
das zeigt der Verfaſſer ſchon in der erſten, ganz beſonders und eingehend 
jedoch in der zweiten Partie ſeines obangezeigten Werkes, welche die ihm zweck⸗ 
dienlich erſcheinenden Reformvorſchläge in etwas geänderter Faſſung jener „Bei⸗ 
träge zur Reform des öſterreichiſchen Gefällsſtrafgeſetzes“ enthält, die in dieſer 
Zeitſchrift Jahrgang 1881—1882) bereits veröffentlicht wurden. Sie bezeugen 
das anhaltende Streben des Verfaſſers, aus den einheimiſchen und auswärtigen 
Geſetz⸗ und Literaturquellen das Paſſendſte und der Aneignung Würdigſte heraus⸗ 
zuheben, hiedurch in das ganze Steuerſtrafrecht Einheitlichkeit und Folgerichtigkeit 
zu bringen, namentlich aber es überall auf die Höhe der geläuterten Rechts⸗ 
anſchauungen der Gegenwart zu erheben. Mit dem Veralteten oder Unhaltbaren 


) Bekanntlich liegen auch entgegengeſetzte oberſtgerichtliche Entſcheidungen 
vor, welche die bloße Verpachtung ſelbſt durch autonome Organe als Beſitzſtörung 
erklaren. 


wird ferner nicht ſchwankend tranſigirt, ſondern entſchieden gebrochen, jede bean- 
tragte Neuerung aber triftig und ausgiebig motivirt, was ſeine begreiflichen 
Schwierigkeiten hatte, da Vorarbeiten gänzlich mangeln, und jeder Reformer 
auf den eigenen Geiſtesſchatz gewieſen iſt. Dafür kömmt Originalität eher zur 
Geltung, da ſelbſt dort, wo eine Anlehnung an die Motive des allgemeinen 
Strafgeſetzes und der Strafproceßordnung mit Recht platzgreift, die Eigenthümlich⸗ 
keit der Delictsart zu berückſichtigen iſt. Erfreulich iſt das warme Eintreten für 
eine Hebung der Geſällsſtrafjuſtiz in den Augen des Publikums und ſelbſt der 
zur Handhabung Berufenen aus anderen Behördenkreiſen, — dann auch für eine 
durchgängige Concordanz der Grundſätze des Steuerſtrafverfahrens und der 
Organiſation der Steuerſtrafgerichte mit den Principien des Verfaſſungsſtaates. 
(Siehe insb. S. 192 u. ffg., Seite 200 u. ffg.) Wo immer der Verfaſſer einer 
von der landläufigen Meinung ziemlich abweichenden Auffaſſung huldigt, wie 
z. B. betreff der Ergreifersantheile, der ſogenannten Ablaſſung, der Laxität und 
„Gnädigkeit“ in der Strafbemeſſung u. dergl., — ſind ſchließlich ſeine Ver⸗ 
beſſerungsanträge ſachlich durchdacht und objectiv beachtenswerth. Möge die ſorg⸗ 
ſam angelegte und mit offenbarem Geſchick durchgeführte Schrift in den Kreiſen, 
für die ſie berechnet iſt, die verdiente ſympathiſche Aufnahme finden, die wir 
derſelben um ſo aufrichtiger wünſchen, je ſeltener es zu werden ſcheint, daß 
jüngere Kräfte aus den praktiſchen Berufskreiſen — das Lehrfach natürlich aus⸗ 
genommen — ihre Mußeſtunden der Pflege der Wiſſenſchaft widmen, ſelbſt dort, 
wo dies aus den erweislich dringendſten Gründen ſo außerordentlich angezeigt 
erſchiene, wie auf dem in Rede ſtehenden Specialgebiete. BR: 


Geſetze und Verordnungen. 
1885. II. Semeſter. 
Landesgeſetzblatt für das Königreich Böhmen. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 25. October. — Nr. 43. Kundmachung des k. k. 
Statthalters fiir Böhmen vom 3. September 1885, Z. 60.531, betreffend die 
Weiterbemauthung der Kettenbrücke bei Krnowic. — Nr. 44. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 20. September 1885, Z. 56.840, in Betreff 
der von dem Landtage des Königreiches Böhmen zum Behufe der Reorganiſation 
des landwirthſchaftlichen Unterrichtes in Böhmen genehmigten Statuten der 
landwirthſchaftlichen Winterſchulen, der Ackerbauſchulen, der landwirthſchaftlichen 
Mittelſchulen und der höheren landwirthſchaftlichen Lehranſtalten in Böhmen. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 2. November. Nr. 45. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 30. September 1885, 8. 38.333, betreffend 
die Entlohnung der Schubsconvojanten. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 4. November. — Nr. 46. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen von 19. Oetober 1885, 3. 63.676, betreffend die 
Feſtſetzung des Zeitpunktes für das Oeffnen des Wehrdurchlaſſes im Nezärkafluſſe 
bei der Schimanyhofmühle. — Nr. 47. Kundmachung des k. k. Statthalters für 
Böhmen vom 19. October 1885, 3. 78.822, betreffend die Bemauthung der 
Hrabacov⸗Witkowitzer Gemeindeſtraße. 

XXIV. Stück Ausgeg. am 4. December. Nr. AN. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 8. November 1885, Z. 84.795, betreffend die 
Verlängerung der Bemauthung des bei Dolanek über die Iſer führenden Steges. 
— Nr. 49. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 8. November 
1885, 3. 84.796, betreffend die Weiterbemauthung der Goldbachbrücke in Groß⸗ 
holletitz im Zuge der Saaz⸗Rakonitzer Bezirksſtraße und für die Schaboglück⸗ 
Tſchekowitzer Bezirksſtraße. Nr. 50. Kundmachung des k. k. Statthalters für 
Böhmen vom 19. November 1885, 3. 10.517-Praes, mit welcher die Durch⸗ 
führungsverordnung zu dem Geſetze vom 24. December 1884, L. G. Bl. 
Nr. 62, betreffend die Beitragsleiſtung der Feuerverſicherungsanſtalten zu den 
Koſten der Feuerwehren und zur Unterftügung verunglückter Feuerwehrmänner 
im Königreiche Böhmen, verlautbart wird. 

XXV. Stück. Ausgeg. am 18. December. — Nr. 51. Kundmachung des k. k. 
Statthalters ſür Böhmen vom 24. November 1885, Z. 88.582, betreffend die 
Bemauthung der Elbogen⸗Wintersgrüner Bezirksſtraße. Nr. 52. Kundmachung 
des k. k. Statthalters für Böhmen vom 2. December 1885, Z. 93.942, betreffend 
die Auflaſſung des k. k. Aichamtes in Polna. 

XXVI. Stück. Ausgeg. am 31. December. — Nr. 53. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 2. December 1885, Z. 46.907, betreffend 
die Abänderung des § 4 der Schifffahrts⸗ und Strompolizeiordnung für die 
Oberelbe im Königreiche Böhmen. — Nr. 54. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 2. December 1885, Z. 46.907, betreffend die An⸗ 
ordnung, welche Diſtanz die auf der Elbe zwiſchen Melnik und der böhmiſch⸗ 
ſächſiſchen Landesgrenze verkehrenden Flöße einzuhalten haben. (Fortſ. folgt.) 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem erſten Sectionschef im Miniſterium des 
Aeußern Ladislaus Szögyeny⸗Marich von Magyar⸗Szögyen und Szol— 
gaegyhaza den Orden der eiſernen Krone erſter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hofrath der Statthalterei in Graz Franz 
Grafen Merveldt zum Landespräſidenten in Schleſien ernannt. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Regierungsrath in Laibach Rudolph Grafen Chorinsky zum Hof⸗ 
rathe bei der Statthalterei in Graz ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereirath Vineenz Grafen Baillet- 
Latour zum Sectionsrathe im Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär Friedrich Freiherrn von 
Rech bach den Titel und Charakter eines Regierungs⸗Secretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem ärztlichen Concipiſten der oberöſterreichiſchen 
Statthalterei Med. Dr. Adolph Ritter von Kißling den Titel und Charakter 
eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Conceptsprakticanten im Miniſterium für 
Cultus und Unterricht Karl Prinzen zu Schwarzenberg aus Anlaß ſeines 
Austrittes aus dem Staatsdienſte den Titel und Charakter eines Minifterial- 
Concipiſten verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeinderathe Karl Petter in Salzburg 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Volksſchul⸗Oberlehrer in Wien 
Grabner das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Straßenmeiſter Stephan Kramer das ſilberne 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident hat die Polizei⸗Obercommiſſäre Dr. Friedrich 
Heger und Georg Seeböck zu Polizeiräthen, den Polizeicommiſſär Johann 
Taudinger, den Bezirks⸗Inſpector Anton Wolff und Polizeicommiſſär 
Gottfried Wenninger zu Polizei⸗Obercommiſſären, dann die Concipiſten 
Leopold Preſſer und Dr. Samuel Freund zu Polizeicommiſſären ernannt. 

Der Miniſterpräſident hat den Bezirkscommiſſär Karl Holynski zum 
Polizeicommiſſär bei der Polizei⸗Direction in Lemberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Martin Bartoſch zum 
Sinanzfecretär in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Johann Luge und 
Andreas Fitz zu Rechnungsräthen ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Kanzlei-Official im 
Miniſterium des Innern Dr. Thomas Fellner zum Bibliothekar im Mini— 
ſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 


Johann 


Erledigungen. 


Kanzlei⸗Officialsſtelle in der zehnten, eventuell Kanzliſtenſtelle in der 
eilften Rangsclaſſe bei den Wiener Steueradminiſtrationen, binnen vier Wochen. 
(Amtsbl. Nr. 156.) 

Ober⸗Baurathsſtelle bei der Statthalterei in Böhmen in der ſechſten 
Rangsclaſſe, bis 20. Juli. (Amtsbl. Nr. 156.) 


Verlag 


der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Commentar 


zum österreichischen allgemeinen 


bürgerlichen Gesetzbuche 
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Dr. Moriz von Stubenrauch. 
Vierte Auflage, nach dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung, der 
Rechtsprechung und der Literatur neu bearbeitet von 
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vierter Auflage vollständige Werk sofort auf Verlangen. 


Die Verlagshandlupg räumt den P. T. Herren Bestellern auf 
Wunsch auch die Begleichung des Kaufpreises in monatlichen Raten- 
zahlungen ein, deren Höhe nach freier Bestimmung zum mindesten im 
Betrage von 2 fl. zu stellen ist. 


DEE Siezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 9 der Erkenntniſſe 1886. 
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